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Planteil A - Zeichnerische Festsetzungen

Erklärung der verwendeten Planzeichen
Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches - BauGB,
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO)

Wohnbauflächen

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Flächen für den überörtlichen Verkehr und für die
örtlichen Hauptverkehrswege
(§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

Überörtlicher Straßenverkehr

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs.7 BauGB)

Darstellung ohne Normcharakter

404
Flurstücksgrenze mit Flurstücksnummer

Bemaßung in m

15,0

Bestandsgebäude

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 u. 3 BauGB i.V.m. §§ 4, 16, 17, 18, 19 u. 20 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet
-------------------------------------------------------------------

Grundflächenzahl GRZ | Gebäudehöhe
max.

-----------------------------------------------------------------------

Satteldach/ Walmdach

Särchen Flur 3
Gemarkung

WA

SD/WD

0,4 10m

Umfluter Groß Särchen

Betriebs- und Unterhaltungsweg
der Landestalsperrenverwaltung

Übersichtsplan

Planteil B - Textliche Festsetzungen

PLANUNGSSTAND:

02999 Lohsa

Lohsa

PLANFASSUNG:

Planteil A/B - Zeichnerische und textliche Festsetzungen

Am Rathaus 1

MAßSTAB: 

Bebauungsplan „Groß Särchen - Rachlauer Straße Süd“

GEMARKUNG:

Entwurf

27.05.2026

Särchen Flur 3

M 1:500

GEMEINDE:

Festsetzungen nach Baugesetzbuch (BauGB) und Baunutzungsverordnung (BauNVO)
B I Bauplanungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. BauNVO)
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1–4 BauNVO)

1.1 Die Art der baulichen Nutzung ist als Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m.
§ 4 BauNVO festgesetzt.

1.2 Im WA sind gemäß § 4 Abs. 1 und Abs. 2 BauNVO Wohngebäude, Läden, nicht störende Handwerksbetriebe
sowie Anlagen für soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke zulässig.

1.3 Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird festgesetzt, dass im WA Betriebe des
Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen,
Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzulässig sind.

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB i.V.m. §§ 16, 17, 18 und 19 BauNVO)

1.4 Innerhalb des nach § 4 BauNVO festgesetzten WA wird das Maß der baulichen Nutzung gemäß
§ 16 i.V.m. §§ 17, 18 und 19 BauNVO festgesetzt. Es gelten die entsprechenden Festsetzungen
der Nutzungsschablone im zeichnerischen Teil A des Bebauungsplans.

1.5 Die in den Nutzungsschablonen eingetragenen Werte sind als Höchstgrenzen festgesetzt.
1.6 Die festgesetzte Oberkante baulicher Anlagen (oberer Bezugspunkt der Firsthöhe, angegeben in Metern) bezieh

sich auf die Oberkante der Straßenmitte der Rachlauer Straße  mittig vor der jeweiligen Baugrenze
            (unterer Bezugspunkt).

Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen sowie Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB i.V.m. §§ 22,
23 BauNVO)

1.7 Es gilt die Festsetzung der Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO im zeichnerischen Teil A
des Bebauungsplans.

1.8 Nebenanlagen im Sinne der §§ 12 und 14 BauNVO sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen zulässig.

Die Flächen für die Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von
Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

1.9 Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen befestigten Flächen ist innerhalb des Geltungsbereiches
schadlos zu versickern. Bei Bedarf sind geeignete Rückhalte- und Versickerungsanlagen, beispielsweise Rigolen
oder Zisternen, vorzusehen und dauerhaft funktionsfähig zu erhalten.

B II Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 SächsBO)
Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 89 Abs. 1 Nr. 1 SächsBO)

2.1 Die Hauptgebäude sind mit Sattel- oder Walmdächern auszuführen. Für Nebengebäude sowie Garagen und
Carports sind abweichende Dachformen zulässig.

2.2 Die Farbgestaltung der Bedachungen ist auf das Ortsbild abzustimmen. Hochglänzende Dacheindeckungen sind
unzulässig.

2.3 Gauben und sonstige Dacheinschnitte sind nur zulässig, soweit sie zusammen maximal 50 % der Länge
der jeweiligen Dachtraufe einnehmen.

2.4 Die Außenwände der Gebäude sind in Farbgebung und Gestaltung auf die unmittelbare Umgebung abzustimmen
und in gedeckten und/oder hellen Farbtönen auszuführen. Geputzte Fassaden in solchen Farbtönen sind zulässig.
Ebenso sind Fassaden in Holzbauweise bzw. die Ausführung als Holzhaus zulässig, sofern sie sich in Farbgebung
und Gestaltung in die Umgebung einfügen. Signalfarben, Leuchtfarben sowie metallverkleidete, grellfarbige,
vollflächig verspiegelte oder reflektierende Fassaden sind unzulässig.

2.5 Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind ausschließlich auf den Dachflächen zulässig.
Aufgeständerte Anlagen sind unzulässig.

Einfriedungen (§ 89 Abs. 1 Nr. 1 SächsBO)
2.6 Einfriedungen sind vorrangig als lebende Hecken aus standortgerechten, heimischen Gehölzen anzulegen und

mindestens 1,5 m von der Rachlauer Straße abzurücken. Andere Einfriedungen sind nur zulässig, wenn sie
landschaftsverträglich gestaltet und begrünt werden.

2.7 Bestehende straßenbegleitende Bäume entlang der Rachlauer Straße sind zu erhalten und bei Beschädigung
während der Bauphase durch standortgerechte Laubbäume zu ersetzen.

Nebenanlagen

2.8 Vor Garagen und Carports ist zur öffentlichen Verkehrsfläche ein Stauraum mit einer Tiefe von
mindestens 5,00 m freizuhalten. Der Abstand bemisst sich von der Grundstücksgrenze bis zur Vorderkante
der Garage bzw. des Carports.

2.9 Garagentore sind so anzuordnen, dass sie sich ausschließlich nach innen öffnen.
2.10 Je Wohneinheit sind auf dem jeweiligen Baugrundstück mindestens zwei Stellplätze herzustellen.

B III Grünordnerische Festsetzungen
Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

3.1 Die nicht überbauten und nicht versiegelten Flächen auf den Grundstücken im Allgemeinen Wohngebiet
sowie im Mischgebiet sind als Gärten (mind. Rasen- oder Wiesenansaat) zu gestalten. Je 150 m² neu versiegelter
Grundstücksfläche ist mind. ein standortgerechter Laubbaum oder hochstämmiger Obstbaum gemäß der
Pflanzliste zu pflanzen und auf Dauer zu erhalten.

3.2 Innerhalb der in Planteil A festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen ist eine Strauchhecke aus einheimischen und standortgerechten Arten gemäß der Pflanzliste
anzulegen und dauerhaft zu erhalten.

3.3 Die festgesetzten Pflanzmaßnahmen sind spätestens 12 Monate nach Fertigstellung der baulichen Anlagen
(Wohngebäude und Nebenanlagen) umzusetzen. Die Pflanzmaßnahmen sind dauerhaft zu erhalten.
Abgehende Gehölze sind gleichwertig zu ersetzen.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

3.4 Auf den Baugrundstücken innerhalb des allgemeinen Wohngebiets ist eine Befestigung von Gehwegen,
Stellplatzflächen und ihren Zufahrten nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau (z. B. mit Rasensteinen,
Schotterrasen oder Pflaster) zulässig. Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierung oder Betonierung sind unzulässig.

Pflanzliste

Sträucher Bäume

Carpinus betulus – Hainbuche Acer campestre - Feld-Ahorn

Corylus avellana – Haselnuss Acer platanoides - Spitz-Ahorn

Crataegus monogyna/laevigata – Weißdorn Betula pendula - Sandbirke

Euonimus europaea - Gewöhnlicher Spindelstrauch Malus domestica - Apfelbaum

Juniperus communis – Wacholder Prunus avium - Vogelkirsche

Prunus spinosa - Schlehe Prunus padus - Traubenkirsche

Rhamnus cathartica – Kreuzdorn Pyrus communis - Birnenbaum 

Rosa canina - Gemeine Heckenrose Tilla cordata - Winterlinde

Rubus fruticosus - Brombeere

Sambucus nigra - Schwarzer Holunder

Hinweise
Archäologie
Das Vorhabenareal liegt in einem Bereich mit  archäologischer Relevanz (vorgeschichtliche und mittelalterliche
Siedlungsspuren, Fundplatznummer D-51460-03). Nach § 14 SächsDSchG bedarf der Genehmigung der
Denkmalschutzbehörde, wer Erdarbeiten etc. an einer Stelle ausführen will, von der bekannt oder den Umständen nach zu
vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Das Landesamt für Archäologie ist vom exakten Baubeginn
(Oberbodenabtrag, Erschließungs-, Abbruch-, Ausschachtungs- oder Planierarbeiten) mindestens drei Wochen vorher zu
informieren. Die Baubeginnsanzeige soll die ausführenden Firmen, Telefonnummern und den verantwortlichen Bauleiter
nennen. Die Erdarbeiten müssen archäologisch begleitet werden. Daraus können sich archäologische Untersuchungen
ergeben. Bauverzögerungen sind dadurch nicht auszuschließen.

Artenschutz
Die Fällung von Gehölzen darf nur zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar eines Jahres erfolgen, um eine
Verletzung oder Tötung geschützter Vogelarten gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG auszuschließen. Bauarbeiten
außerhalb der Gebäudehülle sind während der Dämmerungs- und Nachtzeiten zu vermeiden; Baustellenbeleuchtung ist
auf das notwendige Minimum zu reduzieren.

Gehölzschutz
Die als zu erhalten festgesetzten Gehölze sind während der Bauphase gemäß den Vorgaben der RAS-LP 4 und
DIN 18920 wirksam zu schützen. Bei unvermeidbarer Fällung ist das weitere Vorgehen mit der Unteren
Naturschutzbehörde (UNB) abzustimmen. Ersatzpflanzungen sind in der darauffolgenden Pflanzperiode vorzunehmen.
Eine Fertigstellungspflege von einem Jahr und eine Entwicklungspflege von mindestens zwei Jahren sind sicherzustellen.

Grenzpunkte
Neu gesetzte Grenzpunkte sind Vermessungszeichen, die gemäß § 17 AGFlurbG nicht beseitigt oder beschädigt werden
dürfen.
Gemäß § 6 des Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetzes (SächsVermKatG) sind Grenz- und
Vermessungsmarken besonders geschützt. Insbesondere dürfen diese nicht entfernt oder verändert werden. Gefährdete
Grenzmarken sollten durch einen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur (ÖbVI) gesichert werden.

Luftwärmepumpen
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Lärmschutz)
Luftwärmepumpen, Klimaanlagen und vergleichbare Anlagen haben in Abhängigkeit ihrer Schallleistung folgende
Abstände zu schützenswerten Daueraufenthaltsräumen nach DIN 4109 der Nachbarbebauung des allgemeinen
Wohngebietes und innerhalb des allgemeinen Wohngebietes einzuhalten (bei unbebauten Flächen ist der Abstand von
der Bebauungslinie zu nehmen, von der nach Planungsrecht die Möglichkeit besteht, ein Gebäude mit schutzbedürftigen
Räumen zu errichten):

Schallleistungspegel [dB(A)] Abstand [m]
59       20
57       15
53       10

Eine Reduzierung des Abstandes kann zugelassen werden, wenn durch Sachverständigengutachten der Nachweis
erbracht werden kann, dass durch die lärmemittierende Anlage unter Beachtung der Vorbelastung die
Immissionsrichtwerte der TA Lärm im Einwirkungsbereich eingehalten werden können.

Starkregengefahren
Für den Geltungsbereich bestehen gemäß den Hinweiskarten des Freistaates Sachsen Starkregengefahren mit
Überflutungstiefen über 50 cm bei extremen Niederschlagsereignissen. Es wird auf die Eigenvorsorgepflicht nach § 5 Abs.
2 WHG hingewiesen. Bauherren wird empfohlen, geeignete bauliche Vorsorgemaßnahmen (z. B. Rückstausicherungen,
hochliegende Hauseingänge, wasserdichte Bauweise im Kellerbereich, Notwasserwege) vorzusehen.

Hochwasserschutz
Eine hochwasserangepasste Bauweise wird empfohlen, da durch die Nähe des Bebauungsplanbereiches zum Umfluter
Groß Särchen eine Hochwasserbetroffenheit bei Extremereignissen nicht gänzlich ausgeschlossen werden kann. D.h.
angepasste Ausführung und Nutzung der Räume (Keller, Erdgeschoss) entsprechend der gegebenen Gefährdung,
Vermeidung des Einsatzes von wassergefährdenden Stoffen, wie z. B. Heizöl als Energieträger, um Umweltschäden im
Ereignisfall auszuschließen, sowie Errichtung der Stromanschluss- und Verteilerkästen außerhalb möglicher
Gefährdungsbereiche.

Radonschutz
Aufgrund des Inkrafttretens des neuen Strahlenschutzgesetzes (StrlSchG) sowie der novellierten
Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) gelten seit dem 31. Dezember 2018 erweiterte Vorschriften zum Schutz vor Radon
(vgl. §§ 121 bis 132 StrlSchG sowie §§ 153 bis 158 StrlSchV). Erstmalig wurde ein Referenzwert für die über das Jahr
gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft von 300 Bq/m³ für Aufenthaltsräume und Arbeitsplätze in
Innenräumen verbindlich festgelegt. Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, ist verpflichtet,
geeignete Maßnahmen zu treffen, um das Eindringen von Radon aus dem Baugrund zu verhindern oder wesentlich zu
erschweren. Diese Verpflichtung gilt als erfüllt, sofern die nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik
erforderlichen Maßnahmen zum Feuchteschutz eingehalten werden. Führt jemand im Rahmen baulicher Veränderungen
an einem Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen Maßnahmen durch, die zu einer wesentlichen Verringerung
der Luftwechselrate führen, hat er zu prüfen, ob Maßnahmen zum Schutz vor Radon erforderlich und zumutbar sind und
diese gegebenenfalls durchzuführen.

Anzeige und Übergabe der Ergebnisse von geologischen Untersuchungen
Geologische Untersuchungen (wie z. B. Sondierungs- und Erkundungsbohrungen) sowie die dazu gehörigen
Nachweisdaten sind spätestens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG als zuständige Behörde in Sachsen anzuzeigen (§ 8
GeolDG).  Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung sind die dabei gewonnenen
Fachdaten (Messdaten, Bohrprofile, Laboranalysen, Pumpversuche etc.) zu übermitteln.Wenn seitens des LfULG
Bewertungsdaten (Einschätzungen, Schlussfolgerungen, Gutachten) angefordert wurden, sind diese spätestens sechs
Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung an die zuständige Behörde in Sachsen (LfULG) zu
übermitteln (§ 9, 10 GeolDG).

Stromleitungen
Im mittleren südlichen Bereich des Flurstücks 404/2 verläuft ein Mittelspannungskabel der die MITNETZ STROM. Zu den
Kabeln ist ein Mindestabstand von 0,40 m einzuhalten. Für Pflanzungen im Bereich von Kabelanlagen gilt ein
Mindestabstand von 2,50 m. In der Regel sind hierbei keine zusätzlichen Schutzmaßnahmen erforderlich, jedoch ist
sicherzustellen, dass eine Schädigung oder Gefährdung der Anlagen unter Berücksichtigung der Wurzelentwicklung
ausgeschlossen ist.

VERFAHRENSVERMERKE
1. Aufstellungsbeschluss
Der Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch den Gemeinderat am 12.08.2025
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde ortsüblich bekannt gemacht.

Lohsa, ..................................................................... Bürgermeister Siegel

2 Billigungs- und Auslegungsbeschluss des Vorentwurfes
Der Vorentwurf des Bebauungsplanes und die Begründung sowie der Umweltbericht i.d.F.v. 10.07.2025 wurden durch den
Gemeinderat gebilligt und die Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. § 3 Abs. 2 BauGB am 12.08.2025
beschlossen.

Lohsa, ..................................................................... Bürgermeister Siegel

3. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden zum Vorentwurf
Die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in Form einer
Auslegung vom 08.09. bis 10.10. 2025. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte vom
19.08. bis 19.09.2025.

Lohsa, ..................................................................... Bürgermeister Siegel

4. Billigungs- und Auslegungsbeschluss des Entwurfes
Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Begründung i.d.F.v. __.__.20__ wurden durch den Gemeinderat gebilligt und
die Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. § 3 Abs. 2 BauGB am __.__.20__ beschlossen.

Lohsa, ..................................................................... Bürgermeister Siegel

5. Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden zum Entwurf
Der Entwurf des Bebauungsplanes i.d.F.v . __.__.20__ wurde gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom __.__.20__ für die Dauer
eines Monats öffentlich ausgelegt. Ort und Dauer der Auslegung wurden am __.__.20__ im Amtsblatt "Heimatkurier" der
Gemeinde Lohsa“ ortsüblich bekannt gemacht mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist
abgegeben werden können und nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung unberücksichtigt
bleiben können. Die Beteiligung der Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB und die
Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach
§ 2 Abs. 2 BauGB erfolgte vom __.__.20__ bis __.__.20__.

Lohsa, ..................................................................... Bürgermeister Siegel

6. Abwägungsbeschluss des Bebauungsplanes
Der Beschluss über die Behandlung der Bedenken und Anregungen (Abwägungsprotokoll) zum Bebauungsplan wurde
durch den Gemeinderat am __.__.20__ gefasst. Die Mitteilung der Abwägungsergebnisse an die Einsender der
Stellungnahmen ist erfolgt.

Lohsa, ..................................................................... Bürgermeister Siegel

7. Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan
Die Satzung zum Bebauungsplan i.d.F.v __.__.20__ wurde durch den Gemeinderat gemäß § 10 BauGB am __.__.20__
beschlossen. Die Begründung i.d.F.v __.__.20__ wurde durch den Gemeinderat am __.__.20__ gebilligt.

Lohsa, ..................................................................... Bürgermeister Siegel

8. Genehmigung des Bebauungsplans
Die Satzung des Bebauungsplanes ist gemäß § 10 Abs. 2 BauGB mit Verfügung des Landratsamtes Bautzen vom
__.__.____ unter Aktenzeichen AZ ........................................................... genehmigt worden.

Lohsa, ..................................................................... Bürgermeister Siegel

9. Ausfertigung der Satzung
Die Satzung wurde nach § 4 Abs. 3 SächsGemO ausgefertigt.

Lohsa, ..................................................................... Bürgermeister Siegel

10. Bekanntmachung
Der Beschluss des Bebauungsplanes wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB im Amtsblatt "Heimatkurier" der Gemeinde Lohsa“
am__.__.20__ ortsüblich bekannt gemacht mit dem Hinweis, wo der Bebauungsplan einschließlich Begründung von
jedermann eingesehen werden kann. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf
die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44, Abs. 5 BauGB) hingewiesen worden.
Mit dieser Bekanntmachung trat der Bebauungsplan in Kraft.

Lohsa, ..................................................................... Bürgermeister Siegel

0 10 20 30 40 50 mQuelle: Vermessungsplan erstellt durch das Vermessungsbüro Rosenau (2025)
Bearbeitet durch LandStadt Entwicklung UG (haftungsbeschränkt)

Quelle: Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen (GeoSN), Topografische Karte, Geoportal Sachsen, 05.02.2026.

Maßnahmen und Flächen zum Schutz,  zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs.6 BauGB)

Anpflanzen: Hecken


